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Kapitel 1 

Einleitung 

Mit der Schaffung der Wirtschafts- und Währungsunion ist in den Ländern 
der Europäischen Union eine Struktur geschaffen worden, die ein hohes 
Maß an wirtschaftlicher Integration bei gleichzeitig im wesentlichen natio­
naler Zuständigkeit für die Fiskal- und Sozialpolitik aufweist. Hat man sich 
einerseits darauf geeinigt, die nationale Souveränität im Bereich des ge­
meinsamen Marktes einzuschränken und im Bereich der Geldpolitik ganz 
aufzugeben, steht dem andererseits nichts vergleichbares im Bereich der 
Fiskal- und Sozialpolitik gegenüber. Mehr oder weniger zeitgleich sind die 
unterschiedlichen europäischen Modelle des Wohlfahrtsstaats ins Gerede 
gekommen. Dabei ist in der Öffentlichkeit und der wissenschaftlichen Fach­
welt eine heftige Diskussion über die Zukunft der Systeme sozialer Siche­
rung entbrannt. Für einen außenstehenden Beobachter drängt sich die Fra­
ge auf, ob und inwieweit diese beiden oben beschriebenen Prozesse etwas 
miteinander zu tun haben. Handelt es sich nur um gleichzeitig ablaufende 
Prozesse, die nicht kaulsal miteinander verbunden sind, oder lassen sich 
zumindest einige der Krisensymptome der Sozialsysteme auf den Prozeß 
der Markt- und Währungsintegration zurückführen? Dies ist die Untersu­
chungsfrage dieser Arbeit. 

In einer ersten Annäherung läßt sich feststellen, daß drei vielleicht wieder 
untereinander verbundene Entwicklungen für die Krise der Sozialsysteme 
verantwortlich sein können, die Finanzkrise der öffentlichen Haushalte, die 
demografische Entwicklung und die Zunahme des internationalen Wettbe­
werbsdrucks. Von allen diesen Entwicklungen kann angenommen werden, 
daß sie die wohlfahrtsstaatlichen Modelle insbesondere in Westeuropa zu­
nehmend unter Reformdruck stellen.1 Währen die ersten beiden Punkte 
eher hausgemacht, behauptet der Dritte Punkt einen Zusammenhang zwi­
schen Marktintegration und den nationalen Spielräumen in der Sozialpoli­
tik. Wenn wir diese Hypothese für einen Moment einmal anerkennen, folgt 
daraus allerdings noch keine Bewertung dieses Prozesses. Vielmehr stellt 
sich gerade dann die Frage, ob dieser Reformdruck der Erreichung der nor­
mativen Ziele zu- oder abträglich ist. Mit beiden Fragen werden wir uns 
im folgenden zu beschäftigen haben. 

1Siehe Kolmar {1997c). 



2 Einleitung 

Die Krise der Wohlfahrtsstaatsmodelle hat eine lebhafte wissenschaftliche 
und politische Diskussion angeregt, in der sich vier Schwerpunkte erkennen 
lassen: 

• Die normativen und staatsphilosophischen Grundlagen des modernen 
Wohlfahrtsstaats werden analysiert und hinterfragt. 2 

• Es wird die Frage nach der Effizienz unterschiedlicher Ausgestal­
tungsformen von einzelnen sozialstaatlichen Systemelementen ge­
stellt. 3 

• Die Möglichkeiten für eine alle Individuen besserstellende - oder 
zumindest bestimmten Gerechtigkeitsvorstellungen genügende - Sy­
stemreform wird untersucht.4 

• Es wird die Frage nach dem Einfluß der Europäisierung auf den Fort­
bestand der nationalen Sozialsysteme gestellt.5 

Dabei herrscht weitgehend Einigkeit über die Notwendigkeit einer umfas­
senden Therapie des Patienten „Sozialstaat" , bezüglich der Krankheitsur­
sachen - und damit auch der richtigen Behandlung - gehen die Meinungen 
hingegen auseinander. Bezüglich der Rolle der europäischen Integration für 
die Krankheitsgeschichte findet sich auf der einen Seite der Glaube an die 
Selbstheilungskräfte des bisher schon kranken Patienten: Eine Erhöhung 
des Wettbewerbsdrucks führe zu einer Verschlankung und Effizienzsteige­
rung der existierenden Systeme, bestehende Ineffizienzen würden durch die 
Mobilität der Güter und Faktoren sichtbar gemacht und durch die Wande­
rung der Unionsbürger käme es zu einer zielgerichteteren Versorgung mit 
dem Gut „Sozialversicherung" .6 Auf der anderen Seite wird argumentiert, 
daß durch die Marktöffnung selbst „kerngesunde" Sozialsysteme mit ei­
ner Krankheit infiziert würden, die unter dem Namen „Sozialdumping" in 
Europa grassiere. 7 

Der europäische Aspekt der Sozialstaatsdiskussion kann in den weiteren 
Bezugsrahmen der fiskalischen Koordinierung und Zentralisierung einge­
bettet werden. Dem durch das Ziel der Schaffung einer gemeinsamen 

2Siehe Koslowski und F0llesdal (1997). 
3Siehe Dionne (1992). 
4Siehe für den Bereich der Alterssicherung Breyer (1989), Brunner (1993), Homburg 

(1990) und Fenge (1995). 
5Siehe die Literaturhinweise in dieser Arbeit. 
6Diese Idee geht zurück auf Tiebout (1956), siehe auch Vaubel (1993a,b) . 
7Siehe z.B. Sinn (1990). 



Einleitung 3 

Währung weitgehenden Vorstoß im Bereich einer gemeinsamen Geldpo­
litik - Holzmann {1996) spricht hier von einer monetären Verfassung -
steht nichts Vergleichbares im Bereich der Fiskalpolitik gegenüber. Die 
oben skizzierte Spaltung der ökonomischen Profession in Fragen der sozial­
politischen Koordination bzw. Zentralisierung findet im verallgemeinerten 
Rahmen der Fiskalpolitik ihre Entsprechung.8 Stellt man die Frage nach 
einer optimalen Vereinheitlichung nationaler Fiskalpolitiken, so lassen sich 
zwei gemeinsame Klammern setzen: a) Es wird mit dem Ziel einer opti­
malen Internalisierung gefragt, ob interregionale Externalitäten existieren, 
und wenn ja, welche Reichweite diese haben. b) Es wird gefragt, ob es 
wegen des Auftretens regionaler Schocks eine Begründung für eine inter­
nationale Risikodiversifikation gibt, deren wohlfahrtssteigernde Wirkung 
nur über eine Zentralisierung der Politiken erreicht werden kann.9 

Aus diesem Problemkreis wird in dieser Arbeit der Bereich der Sozialpolitik 
herausgegriffen. Ziel ist es erstens, den Einfluß der europäischen Integra­
tion auf die Möglichkeiten einer nationalen Sozialpolitik zu untersuchen, 
um damit - falls notwendig - einen Therapievorschlag auf ein abgesicher­
tes diagnostisches F\J.ndament zu stellen. Dazu müssen mögliche, durch die 
Einbettung der nationalen Sozialpolitiken in eine europäische Rechtsord­
nung verursachte, Externalitäten identifiziert werden. Das zweite Ziel der 
Abhandlung ist die Ausarbeitung möglicher Behandlungsformen. Diese Ar­
beit beschränkt sich weitgehend auf die Betrachtung der durch den Prozeß 
der Marktintegration verursachten Symptome. Die Therapieformen sind 
Möglichkeiten einer rechtlichen Umgestaltung zur Internalisierung solcher 
Externalitäten. Zu diesem Zweck ist die Zerlegung der Untersuchung in 
drei Schritte erforderlich: 

Zunächst werden die sozialpolitischen Prinzipien der Europäischen Uni­
on und der einzelnen Mitgliedsländer vorgestellt (Kapitel 2). Um zu einer 
Diagnose kommen zu können, muß ein „gesunder" Zustand als Referenz­
punkt definiert werden. Dies erfolgt in Kapitel 3, in dem die normativen 
Grundlagen dieser Untersuchung erarbeitet werden. Weiterhin werden Vor­
stellungen über das Zusammenwirken der einzelnen „Organe" benötigt. 
Diese werden in den beiden Hauptteilen der Arbeit, den unter dem Stich­
wort intragenerative Umverteilung zusammengefaßten Kapiteln 4 bis 7 und 
den unter dem Stichwort intergenerative Umverteilung zusammengefaßten 
Kapiteln 8 bis 11, entwickelt. Zudem sollen anhand der zugrundegelegten 
Wirkungszusammenhänge im Hinblick auf den normativen Referenzpunkt 
Therapievorschläge gemacht werden. Diese finden sich in den Kapiteln 4 

8Siehe CEPR Annual Report (1993) und Holzmann (1996). 
9Siehe Holzmann (1996) . 



4 Einleitung 

bis 11 und in Kapitel 12, welches die Ergebnisse der bisherigen Untersu­
chung systematisiert und zusammenfaßt. Sie werden dann in Kapitel 13 
kritisch hinterfragt und weiterentwickelt. 

Zur Beantwortung der Fragen ist es erforderlich, sowohl methodenkritisch 
bei der Herleitung normativer Kriterien und der Interpretation der Er­
gebnisse, als auch methodisch für die Entwicklung zugrundegelegter Wir­
kungszusammenhänge über die bestehende Literatur hinausgehende Vor­
stellungen zu erarbeiten. Die jeweiligen Probleme, die dies begründen, sind 
in den einleitenden Bemerkungen zu den jeweiligen Kapiteln ausführlich 
diskutiert. 

Die Modellierungen in den modelltheoretischen Teilen dieser Untersuchung 
folgen zwar den rechtlichen Gegebenheiten der Europäischen Union, doch 
sind sie bezüglich der Reichweite ihrer Ergebnisse nicht auf den Bereich 
der europäischen Sozialpolitik beschränkt. Aus diesem Grund sind die un­
terschiedliche Mobilitätsszenarien behandelnden Kapitel 4-11 - soweit dies 
innerhalb der Argumentationslogik möglich war - in einen theoretischen 
Teil und einen Anwendungsteil untergliedert. Im ersteren erfolgt die for­
male Herleitung der Modellergebnisse, deren Anwendbarkeit zunächst noch 
nicht auf die spezifisch europäische Problematik beschränkt ist. Diese wer­
den dann im Anwendungsteil interpretativ auf den rechtlichen Status der 
Europäischen Union bezogen. 



Teil 1 

Grundlagen 





Kapitel 2 

Die sozialpolitische Architektur der Europäischen 
Union: Historische Entwicklung und Status Quo 

In diesem Kapitel werden die wichtigsten Stationen der europäischen Inte­
gration zusammengefaßt und bezüglich der konkurrierenden Philosophien, 
die dabei jeweils politische Mehrheiten fanden, systematisiert. Dabei wird 
zunächst die historische Entwicklung der europäischen Integration von den 
Pariser Verträgen bis zu den Verträgen zur Gründung der Europäischen 
Union (EUV) skizziert. Im Anschluß daran werden die für den Bereich 
der Sozialpolitik relevanten Regelungen der Europäischen Union (EU) dis­
kutiert. Schließlich werden die wichtigsten Charakteristika der nationalen 
Systeme sozialer Sicherung beschrieben. 

2.1 Die Entwicklung bis zur Europäischen Union 

2.1.1 Vorläufer 

Die Idee der europäischen Integration reicht weit in die europäische Gei­
stesgeschichte zurück. 1 Als Beispiele seien hier die Werke von Pierre Du­
bois, 2 die Schrift des Abbe de Saint Pierre3 und deren Kommentierung 
durch Rousseau4 genannt. Imanuel Kant setzte sich für eine Föderation 
von Staaten ein. 5 

Saint Simon und Thierry6 eröffnen die bis in die Gegenwart reichende Dis­
kussion zur demokratischen, wirtschaftlichen und erstmalig auch sozialen 

1Dieses Kapitel beruht auf Koenig und Pechstein {1995). 
2Siehe Pierre Dubois (1305-1307): „De recuperatione Terre Sancte", zitiert nach 

Koenig und Pechstein {1995). 
3Siehe Abbe de Saint Pierre {1713): „Memoire pour rendre la pa.ix perpetuelle en 

Europe", zitiert nach Koenig und Pechstein {1995}. 
4Siehe Jean Jaques Rousseau {1713}: „Projet pour la paix perpetuelle", zitiert nach 

Koenig und Pechstein {1995). 
5Siehe Imanuel Kant {1795): „Zum ewigen Frieden", zitiert nach Koenig und Pech­

stein {1995). 
6Siehe Saint Simon und Thierry {1814): „De la reorganisation de la societe eu­

ropeenne ou de la necessite et des moyens de rassembler les peuples de l'Europe en 
un seul corps politique en conservant a chacun son independance nationale", zitiert 
nach Koenig und Pechstein {1995). 
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Integration Europas. Die 1923 von Graf Richard Coudenhove-Kalergi erst­
mals so genannte Paneuropaidee fand zwischen den beiden Weltkriegen 
mit Aristide Briand und Gustav Stresemann zwei prominente Anhänger, 
deren Initiativen aber aufgrund der wirtschaftlichen Krisenerscheinungen 
der späten zwanziger Jahre keine politische Unterstützung fanden. 7 

Initiiert durch die Zürcher Rede Winston Churchills vom 19.09.1946 fand 
die Paneuropaidee in einem durch die Folgen des Zweiten Weltkriegs wirt­
schaftlich und politisch destabilisierten und durch den weltpolitischen Kon­
flikt zwischen der Sowjetunion und den USA in eine neue strategische Lage 
geratenen Westeuropa schnell politische Anhänger. Erste Meilensteine die­
ser Entwicklung waren die Gründung 

• der Benelux Zollunion (01.01.1948), 

• der Westunion (17.03.1948), 

• der Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(OEEC) (16.04.1948), 

• des Nordatlantikpaktes (NATO) (04.04.1949) und 

• des Europarates (05.05.1949). 

2.1.2 Von den Pariser zu den Römischen Verträgen 

Den Grundstein für die vertragliche Ausgestaltung des Gebildes, welches 
wir heute als EU bezeichnen, gab der von Robert Schumann in Auftrag 
gegebene und von Jean Monnet entwickelte Plan einer funktional begrenz­
ten, supranationalen Gemeinschaft in den Bereichen Kohle und Stahl, wel­
cher dann zu den Pariser Verträgen zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) am 18.04.1951 führte. Die beiden 
Hauptziele, die mit dem Vertragswerk erreicht werden sollten, waren auf 
der ökonomischen Seite eine Sicherung des Angebots durch Beseitigung von 
Handelshemmnissen und auf der politischen Seite die Aussöhnung Frank­
reichs und Deutschlands. 

Gleichzeitig kam es zu Vorschlägen zur Gründung einer Europäischen Ver­
teidigungsgemeinschaft (EVG), die aber durch die Nichtratifizierung durch 
die französische Nationalversammlung zunächst gestoppt wurde. Dieser 
Rückschlag änderte aber nichts an weitergehenden Vorschlägen zur Schaf­
fung einer ökonomischen Integration. Auf der Konferenz von Messina im 

7Siehe Koenig und Pechstein (1995) . 
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Juni 1955 kamen die Außenminister der Mitgliedsstaaten zu der Überein­
kunft, einen gemeinsamen Markt (über die Sektoren Kohle und Stahl hin­
aus), eine gemeinsame Transportpolitik und eine gemeinsame Energiepoli­
tik zu schaffen. Diese Vorschläge führten mit den Römischen Verträgen zur 
Schaffung einer Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und einer 
Europäischen Atomgemeinschaft (EA) (25.03.1957).8 

Waren die Verträge zur EGKS noch stark durch die französische Idee der 
„planification" geprägt, so läßt sich in den EGV eine stärkere Marktorien­
tierung finden.9 Im Zentrum steht die Schaffung eines gemeinsamen Mark­
tes für Güter und Produktionsfaktoren. Die in den Art. 117-128 EGV zu 
findenden Regelungen zur Sozialpolitik sind noch sehr begrenzt und be­
schränken sich auf die notwendigen Koordinierungen zur Schaffung eines 
gemeinsamen Marktes für den Produktionsfaktor Arbeit. 

Die supranationalen Bestrebungen der sechs Mitgliedsländer wurden nicht 
von allen Ländern Westeuropas geteilt. Insbesondere das Vereinigte König­
reich mit seiner Einbindung in den Commonwealth vertrat die Auffassung, 
daß eine konföderale Struktur der europäischen Zusammenarbeit vorzuzie­
hen sei. 10 Diese Philosophie, die sich schon mit der OEEC konkretisierte, 
führte mit der Konvention von Stockholm am 04.01.1960 zur Schaffung 
der Europäischen Freihandelszone (EFTA), der das Vereinigte Königreich, 
Norwegen, Dänemark, Schweden, Österreich, Portugal und die Schweiz bei­
traten. 

Der hier deutlich werdende Konflikt zwischen Anhängern einer supranatio­
nalen und einer konföderalen Idee zieht sich wie ein roter Faden durch die 
Geschichte der EU. Unterschiedliche nationale politische Mehrheiten führ­
ten zu unterschiedlichen Akzentuierungen der jeweiligen Philosophie. Dies 
läßt sich insbesondere auch, wie später noch detaillierter gezeigt werden 
wird, für den Bereich der Sozialpolitik nachweisen, bei dem sich zunächst 
die konföderale Auffassung auch bei den Gründerstaaten der EU durch­
setzte. Spätestens seit dem sozialpolitischen Aktionsprogramm der Kom­
mission von 1989 finden sich aber auch im Bereich der Sozialpolitik Be­
strebungen, supranationale Ideen zu verwirklichen. 

2.1 .3 Von den Römischen Verträgen zur Einheitlichen Europäischen Akte 

Die Phase nach Inkrafttreten der Römischen Verträge ist durch die Konso­
lidierung des erreichten Integrationsstands gekennzeichnet. Dieser Prozeß 

8Siehe Bulmer (1994). 
9 Siehe Bulmer (1994). 

10Siehe Bulmer (1994). 
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der Konsolidierung gipfelte im Fusionsvertrag von 1965, der die drei Ge­
meinschaften unter Beibehaltung der Einzelabkommen zur Europäischen 
Gemeinschaft (EG) mit einheitlicher Kommission zusammenschloß. Gleich­
zeitig kam es in Frankreich mit der Bildung der fünften Republik unter De 
Gaulle zu einer Abkehr vom Gedanken der Supranationalität. Dies machte 
sich insbesondere in der Auseinandersetzung zwischen dem französischen 
Staatspräsidenten De Gaulle und dem damaligen Präsidenten der Kom­
mission Hallstein zur Frage der Schaffung eines eigenen EG-Budgets be­
merkbar. Auch ein Übergang zur qualifizierten Mehrheit im Ministerrat bei 
bestimmten politischen Entscheidungen wurde abgelehnt. Darüber hinaus 
wurde die Integration weiterer Staaten, namentlich des Vereinigten König­
reichs, zunächst von Frankreich vereitelt. Dieser Konflikt konnte erst mit 
dem Luxemburger Kompromiß 1965 gelöst werden. 

Mit der Wahl des französischen Staatspräsidenten Pompidou kam es zu 
einer neuen Dynamik in Fragen der Erweiterung und der Schaffung eines 
eigenen Budgets der EG. Darüber hinaus wurde bei dem von Pompidou 
initiierten Gipfeltreffen die Frage der außenpolitischen Kooperation sowie 
die Schaffung einer ökonomischen Union und einer Währungsunion auf die 
Tagesordnung genommen. 

In dieser Phase wurde der Gedanke der Supranationalität durch die Schaf­
fung eines eigenen Budgets und durch die Einführung von Direktwahlen 
zum Europäischen Parlament wieder gestärkt. Die Beitritte Dänemarks, 
Irlands und des Vereinigten Königreichs 1973 zeigen, daß sich auch in die­
sen Ländern eine Abkehr vom Gedanken der losen Konföderation vollzogen 
hatte. 1978 wurde vom deutschen Bundeskanzler Schmidt eine Initiative 
zur Schaffung eines Europäischen Währungssystems auf dem Kopenhage­
ner Gipfel gestartet. 

Die erste grundlegende Revision des bestehenden Vertragswerks erfolgte 
aber erst mit der Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte 
(EEA) 1986. Einige Änderungen, die mit diesem Vertrag in Kraft traten, 
betrafen die Schaffung eindeutig formalisierter EG-Kompetenzen, z.B. in 
den Bereichen Umwelt, Währung sowie Forschung und Entwicklung. An­
ders verhält es sich mit den Regelungen zur Schaffung eines gemeinsamen 
Marktes. Hier wurde unter Beibehaltung des Ziels der Weg neu definiert. 
Dabei ist insbesondere der Beschluß einer ausgeweiteten Anwendung der 
qualifizierten Mehrheitsregel und die Verankerung des Prinzips der gegen­
seitigen Anerkennung von nationalen Standards11 zu nennen.12 

11 Die Begründung des Cassis de Dijon-Urteil des EuGH ist als klassische Anwendung 
dieses Prinzips zu nennen. 

12Siehe Bulmer (1994). 
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